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Antrag an die Universitätsvertretung der Hochschüler_innenschaft an der Universität Wien in der 1.

ordentlichen Sitzung im Sommersemester 2023 am 24. März 2023

24. März 2023

SO VIEL PRIDE MUSS SEIN

Das Pride Village konnte coronabedingt die letzten Jahre nicht stattfinden, nachdem die Pandemie
nun abgeklungen ist hofften viele auf das Comeback. Dem machte die Wiener Stadtregierung,
insbesondere der zuständige Landesrat Wiederkehr, einen Strich durch die Rechnung. Die Förderung
der Stadt Wien wird auf 175.000,00 € heruntergekürzt, was eine Streichung von mehr als der Hälfte
der Förderung im Vergleich zu vor Corona ist.

Damit büßt die LGBTQIA+-Community nicht nur an Sichtbarkeit im Pride Month ein, auch rückt
dadurch eine Bewerbung Wiens für die World Pride, die eigentlich im Koalitionsvertrag der Wiener
Betonkoalition vereinbart ist, in weite Ferne.

Gerade in Zeiten, in denen rechte Narrative, welche Homo-, Bi- und Trans- und Interfeindlichkeit
verbreiten, weltweit an Fahrt gewinnen, ist eine starke Präsenz der Community notwendig. Das Pride
Village bot auch kleinen und nicht-kommerziellen Organisationen die Chance, sich zu präsentieren
und niederschwellige Beratungs- und Informationsarbeit zu leisten.

DIE UNIVERSITÄTSVERTRETUNG AN DER UNIVERSITÄT WIEN MÖGE DAHER BESCHLIEßEN

● Die Hochschüler_innenschaft an der Universität Wien spricht sich öffentlich für den Erhalt

der Pride Village aus und die kritisiert die Wiener Stadtregierung, insbesondere den dafür

zuständigen Stadtrat Christoph Wiederkehr, für die Streichung von über der Hälfte der

Fördermittel im Vergleich zu vor der Pandemie.

● Die Hochschüler_innenschaft an der Universität Wien bewirbt die Veranstaltungen im Pride

Month öffentlich und ruft insbesondere zur Teilnahme an der Pride Parade auf.

● Die Hochschüler_innenschaft an der Universität Wien verurteilt die menschenverachtenden

Aussagen und Forderungen rechter und konservativer Strömungen und Politiker_innen,

insbesondere der rechtsextremen FPÖ, aus, wie etwa die Forderung nach einem Verbot von

Dragqueens_Dragkings-Shows und Lesungen für Kinder.
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